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Preußiſche Gefeßfammlung 


(Nr. 13284.) Verordnung über die Verteilung der Geſellſchaftsſteuer an die Gemeinden. Vom 4. No⸗ 
vember 1927. : 


Auf Grund des § 12 des Reichsgeſetzes über Steuermilderungen zur Erleichterung der Wirtſchaftslage vom 
31. März 1926 (Reichsgeſetzbl. I S. 185) in der Faſſung des Geſetzes vom 16. Juli 1927 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 183) und § 1 Satz 2 der Verordnung über die Beteiligung der Länder an der Geſellſchaftsſteuer bei 
wirtſchaftlich gebotenen Betriebszuſammenſchlüſſen vom 28. Juli 1927 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 242) wird verordnet: 


9 1. 0 

(1) Das nach der Reichsverordnung dem Lande überwieſene Aufkommen an Geſellſchaftsſteuer erhalt 
die durch die Zuſammenfaſſung der Betriebe jeweils benachteiligten Gemeinden in voller Höhe. 2 EN 
(2) Für die Beſtimmung der anteilsberechtigten Gemeinden gelten die §§ 2, 3 und 4 der Re 
ordnung entſprechend. 8 
8.2. 18 


() Für die Verteilung auf die anteilsberechtigten preußiſchen Gemeinden iſt das Anteilsverhältnis maß⸗ 
gebend, das bei einer nach den 88 5, 6 und 7 der Reichsverordnung erfolgten Verteilung der Geſellſchafts⸗ 
ſteuer auf mehrere nebeneinander anteilsberechtigte Länder für die einzelnen Gemeinden feſtgeſetzt worden iſt. 

(2) Iſt das Anteilsverhältnis für die einzelnen Gemeinden nicht feſtgeſetzt und einigen ſich die Gemeinden 
innerhalb von zwei Monaten über die Verteilung der Steuer untereinander, fo iſt das vereinbarte Anteils. 
verhältnis bindend. Kommt eine Vereinbarung innerhalb dieſer Friſt nicht zuſtande, ſo entſcheidet ein Schieds⸗ 
gericht. 


3 


§ 3. 

(1) Das Schiedsgericht wird gebildet aus einem Vorſitzenden und aus zwei von den anteilsberechtigten 
Gemeinden zu benennenden Beiſitzern. 

(2) Vorſitzender des Schiedsgerichts iſt, falls nur Gemeinden eines Regierungsbezirkes in Frage kommen, 
der Regierungspräſident dieſes Regierungsbezirkes oder ein von ihm zu beſtimmender Vertreter. Falls die 
Gemeinden in mehreren Regierungsbezirken liegen, wird der Vorſitzende von dem Miniſter des Innern und 
dem Finanzminiſter beſtimmt. 

(3) Über die in das Schiedsgericht zu entſendenden Beiſitzer haben ſich die anteilsberechtigten Gemeinden 
zu einigen. Kommt eine Einigung binnen einem Monat nicht zuſtande, ſo beſtimmt der Vorſitzende nach 
vorheriger Anhörung der anteilsberechtigten Gemeinden die Beiſitzer. - 

(4) Für jeden Beiſitzer ift ein Vertreter zu beſtimmen. Die Vertreter werden in erſter Linie von den⸗ 


jenigen anteilsberechtigten Gemeinden beſtellt, die einen Beiſitzer nicht ſtellen; Abſ. 3 findet entſprechende 
Anwendung. 


8 4. 

(1) Darüber, ob und in welcher Höhe eine anteilsberechtigte Gemeinde tatſächlich zu berückſichtigen iſt, 
beſchließt das Schiedsgericht nach billigem Ermeſſen. Dabei hat es insbeſondere die eingetretene oder zu ev 
wartende Minderung der Steuereinnahmen und Vermehrung der Aufwendungen auf ſozialem Gebiete zu be⸗ 
rückſichtigen. Vor der Feſtſetzung hat das Schiedsgericht unter Mitteilung des Sachverhalts den anteils⸗ 
berechtigten Gemeinden Gelegenheit zur Außerung binnen einem Monat zu geben. 

(2) Das Anteilsverhältnis der anteilsberechtigten Gemeinden iſt in Hundertteilen des Geſamtbetrags 
auszudrücken. 

8 5. 

Das Schiedsgericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit. Im übrigen regelt es ſelbſt das Verfahren. 
(Bierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 21. November 1927.) 
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8 6. 
(1) Die durch die Ausführung dieſer Verordnung im Einzelfall, insbeſondere auch durch das Schieds- 


gerichtsverfahren entſtehenden baren Auslagen werden auf die beteiligten Gemeinden nach dem für fie feft- 
geſetzten Anteilsverhältnis unterverteilt. f 366 


(2) Die baren Auslagen unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. 


87. 
Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1925 ab in Kraft. 
Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter werden ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Aus⸗ 
führung dieſer Verordnung zu erlaſſen. 


Berlin, den 4. November 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


J. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Mai 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Aberlandzentrale Kreis 
Liebenwerda und Umgegend, e. 6 m b. H. in Falkenberg, für den Bau einer 15 000 Volt⸗ 
„ Leitung von Großkorgau nach Patzſchwig ſowie für die Vervollſtändigung des Ortsnetzes in 
* Großkorgau 

durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 27 S. 159, ausgegeben am 2. Juli 1927; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Auguſt 1927 
über die Genehmigung einer Anderung des Neuen Statuts der Landſchaft der Provinz Weſtfalen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 40 S. 235, ausgegeben am 1. Oktober 1927; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. September 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband Hannover für die Ver⸗ 
legung der Provinzialſtraße von Nienburg nach Diepholz 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 38 S. 213, ausgegeben am 24. September 1927; 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29 September 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Veſtiſchen Keinbahnen, G. m. b. H. in 
Herten i. W., für den Bau und Betrieb einer ſchmalſpurigen Straßenbahn von Marl nach Hüls 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 43 S. 247, ausgegeben am 22. Oktober 1927; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. September 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
Aktiengeſellſchaft in Eſſen, für den Bau einer 220 000 Volt⸗Hochſpannungsleitung mit 
doppelter Maſtenreihe von Osnabrück nach Paderborn mit Linienführung weſtlich des Stadt- 
kreiſes Bielefeld g 
durch die Amtsblätter der Regierung in Osnabrück Nr. 40 S. 128, ausgegeben am 8 Oktober 1927, 
und der Regierung in Minden Nr. 42 S. 153, ausgegeben am 15. Oktober 1927; 
6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. September 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Oſtpreußiſche Kleinbahnen⸗Aktiengeſellſchaft 
in Königsberg i. Pr. für den Bau und Betrieb einer dreiſchiengen Gleisverbindung von 
Kleinbahnhauptbahnhof Inſterburg nach dem Pregelhafen daſelbſt 
durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen, Nr. 41 S. 197, ausgegeben am 15. Oktober 1927; 
7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Oktober 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Extertalbahn, Aktiengeſellſchaft in Barntrup, 
55 = Bau und Betrieb einer vollſpurigen Kleinbahn von Barntrup über Böſingfeld nach 
inteln 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel, Nr. 41 S. 237, ausgegeben am 15. Oktober 1927. 
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